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Der Landesparteitag moge beschlieRen:

Feministische Stadtplanung: Eine Stadt fiir Alle!
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Einige Menschen nutzen den Raum in unseren Stadten
mehr und andere weniger. Bei feministischer Stadtpla-
nung (“Gender Planning”) geht es darum, den Lebens-
raum an die Bediirfnisse der Menschen anzupassen, diein
ihm leben. Stadtplanung wurde lange Zeit fiir Mdnner von
Mannern gemacht, wodurch die Bediirfnisse des Grof3tei-
les der Nutzer*innen kaum berlicksichtigt wurden. Durch
eine Stadtplanung, die sich starker an den Bediirfnissen
von FLINT* Personen (Frauen, Lesben, inter, nicht-binar,
trans) orientiert, kann man dafiir sorgen, dass sich alle
Personen im 6ffentlichen Raum wohl flihlen. Die Kinder-
rechtsorganisation Plan International hat Anfang 2020 die
“Safer City Maps” ins Leben gerufen. Hierbei konnten zwei
Monate lang FLINT* Personen ihre Erlebnisse auf einer
Online-Karte vermerken, mit dem Ziel, sichtbar zu machen
wo und wie unsicher sich FLINT* Personen im stadtischen
Raum fuihlen. Diese Ubersicht zeigt, dass wir in Berlin ei-
nen weiten Weg vor uns haben, um den Stadtraum fiir alle
Menschen fair und sicher zu gestalten.

Flachennutzung

Die Art und Weise der Nutzung von Boden oder auch
Flachen auf dem Gebiet des Landes Berlin wird in Uber-
einstimmung mit dem Baugesetzbuch im Flachennut-
zungsplan des Landes Berlin beschrieben und vorgege-
ben. Der Flachennutzungsplan ist ein unter Beteiligung
der Offentlichkeit erstelltes und parlamentarisch legi-
timiertes Planungsinstrument und schafft die Vorausset-
zungen fir die langfristige Daseinsvorsorge im gesamten
Stadtgebiet Berlins.

Konkret gibt der Flachennutzungsplan die beabsichtigten
stadtebaulichen Entwicklungen vor, die sich aus den vor-
aussehbaren Bediirfnissen ergeben. Gemeinden, Behor-
den und Bezirken dient er hierbei als bindende Vorgabe
bei der Erstellung ihrer Bebauungsplane, da aus ihm di-
rekt keine rechtlichen Konsequenzen folgen. Die behérd-
lichen Bebauungsplane entstehen immer unter Einbezug
der Offentlichkeit.

Grundlegend wird in den Planen zwischen bebauten und
unbebauten Flachen, gemischten, gewerblichen und Son-
derbauflachen sowie Flachen fiir Einrichtungen des Ge-
meinbedarfs und der Ver- und Entsorgung sowie Ver-
kehrswegen unterschieden.

Bei der Erstellung des Berliner Flachennutzungsplans wer-
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den dariiber hinaus strategische Planungsziele verfolgt,
die einer Nutzung der Standortvorteile der Metropole Ber-
lin und einer nachhaltigen und klimagerechten Stadt-
entwicklung Rechnung tragen sollen. So ist es das Ziel,
bestehenden Wohnraum im bebauten Stadtgebiet zu si-
chern und behutsam zu ergdnzen, Arbeitsplatze in Be-
reichen guter 6ffentlicher VerkehrserschlieBung zu for-
dern, Freiraume und Griinflachen zu sichern, Ubergeord-
nete Gemeinbedarfs-Orte zu stirken und den offentli-
chen Verkehr auszubauen sowie den Wirtschaftsverkehr
in das Stadtgefiige zu integrieren.

Grundlegendes Problem einer jeden Betrachtung der
Flachennutzungsplane einer Auswertung  der
Flachennutzungs- und Bebauungsplane ist, dass es zu
diesen keine zugdnglichen Daten gibt, die auf gender-
spezifische Aspekte eingehen und die die Nutzung der
einzelnen Flachen durch verschiedene gesellschaftliche
Gruppe darstellen.

bzw.

Auffallig ist auBerdem, dass die Sicherheit von FLINT* Per-
sonen, sowie Aspekte der Barrierefreiheit, keine beson-
dere Beachtung im Rahmen der Erstellung der Fldchen-
nutzungspliane finden, da diese nur sehr undifferenziert
von ,,Flachen fiir Einrichtungen des Gemeinbedarfs“ spre-
chen. Dariiber hinaus werden diese Aspekte auch nicht
in den strategischen Planungszielen mitgedacht, weshalb
sie auch bei der weiteren Ausgestaltung der ausgeschrie-
benen Fldachen keine Rolle spielen.

Wir fordern:

« Die Einfiihrung eines Beteiligungsverfahrens zu
der Erstellung der Bebauungsplane, durch welches
sichergestellt werden muss, dass die bezirkli-
chen Frauen-, Gleichstellungs- und Seniorenbe-
auftragten, sowie Frauenhduser und Jugendamter
eingebunden werden und Einfluss auf die Ausge-
staltung der Bebauungsplane nehmen kénnen.

« Die Aufnahme der Aspekte der Barrierefreiheit, der
Sicherheit von FLINT* Personen sowie der Reprdsen-
tation verschiedener Gruppen im stadtischen Sozi-
algefiige in die Reihe der strategischen Planungszie-
le.

Die Entwicklung eines Konzeptes zur Starkung der
Anliegen und Bediirfnisse von FLINT*Personen im
Rahmen der Bauleitplanung bei gleichzeitiger Be-
achtung der bezirklichen Autonomie.

Die paritatische Besetzung von Jurys in stidte-
baulichen Wettbewerben und architektonischen
Wettbewerbsverfahren. Aullerdem miissen weib-
lich gefiihrte Architekturbiiros oder Wettbewerbs-
vorschlage, an denen FLINT* Architekt*innen mit-
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gewirkt haben, bei der Vorauswahl paritdtisch
beriicksichtigt werden.

Offentliche Nutzflichen

Die Gestaltung des 6ffentlichen Raums beeinflusst dessen
Nutzbarkeit durch verschiedene Interessensgruppen und
damit deren Alltag erheblich und hat daher so zu erfolgen,
dass moglichst unterschiedliche Nutzungsanspriiche er-
fillt werden kdnnen. Im Folgenden wird besonders auf 6f-
fentliche Freiflichen eingegangen. Dies schlief3t 6ffentli-
che StraBenraume, 6ffentliche Platze, 6ffentliche Parkan-
lagen und weitere Freiflichen, die der Offentlichkeit zu-
ganglich sind, ein.

Unabhangig von Mobilitatsanspriichen und der voraus-
gehenden Flachenwidmungs- und Bebauungsplanung
sollen hier besonders Detaillosungen betrachtet werden
(Aufenthalts- und Nutzungsqualitdt), die spezifischen
Zielgruppen den Alltag erleichtern kénnen und somit
Inklusion férdern. Obwohl Berlin bereits seit 2002 Gen-
der Mainstreaming in der Stadtentwicklung auf der
Agenda hat und der Fachfrauenbeirat schon in einige
Projekte miteinbezogen wird, gilt es jetzt Gender Main-
streaming in der Stadtentwicklung von Einzelprojekten
flachendeckend auf den 6ffentlichen Raum anzuwenden.

Der 6ffentliche Raum nimmt sowohl eine Kompensations-
als auch Integrationsfunktion ein. Die Kompensations-
funktion soll soziales und soziokonomisches Ungleich-
gewicht kompensieren. Dies erfolgt beispielsweise da-
durch, dass Personen, denen kein Garten zur Verfligung
steht, eine Freiflache fiir Sport, Spiel und Bewegung an-
geboten wird. Durch die Corona-Krise wird deutlich, wie
wichtig diese Funktion des o6ffentlichen Raums ist, da
viele private Einrichtungen nicht mehr zugdnglich sind.
Die Bedeutung o6ffentlicher Spielplatze fiir Kinder und Fa-
milien wachst mit der SchlieBung von Kitas und Schu-
len. Durch die SchlieBung von Konsumstatten, wie Re-
staurants und Bars oder Sportzentren, Fitnessstudios und
Schwimmbddern ist der Druck auf das Angebot des 6f-
fentlichen Raums zusatzlich gewachsen. Haufig finden
FLINT* Personen in solchen privaten Aufenthaltsstatten
besonderen Schutz. So bietet die Berliner Bar und Club-
szene fir viele FLINT* Personen ,safe spaces, die der 6f-
fentliche Raum so nicht bietet. Ein weiteres durch die
Corona-Krise verstarktes Problem, fiir das die Kompensa-
tionsfunktion des 6ffentlichen Raums ein Teil der Losung
darstellen konnte, ist hausliche Gewalt. Viele Menschen
erfahren in Berlin und Deutschland hausliche Gewalt, da-
von sind vor allem Kinder und FLINT* Personen betroffen.
Frauen stellen 81% der Opfer dieser Form von Gewalt dar.
Wenn Schulen, Kitas und Freizeiteinrichtungen geschlos-
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sen sind und die Arbeit aus dem Homeoffice stattfindet,
konnen Betroffene aus schwierigen oder bedrohlichen Si-
tuationen Zuhause schlechter entkommen. Wenn der 6f-
fentliche Raum jedoch so gestaltet ist, dass Menschen
hier Zuflucht finden und Kontakt zu anderen Personen
aufnehmen, konnen Risikosituationen teilweise reduziert
werden.

Die Integrationsfunktion geht weiter als das bloRe An-
gebot der Flache und soll so gedacht werden, dass die
Gestaltung moglichst viele Ziel- und Interessensgruppen
im offentlichen Raum integriert. Dafiir missen offentli-
che Rdume angstfrei (subjektiv als auch objektiv sicher),
barrierefrei und moglichst divers nutzbar, gestaltet sein.

Um subjektive Sicherheitim offentlichen Raum zu
fordern, soll eine Verminderung von Angstraumen an-
gestrebt werden. Durch die Adressierung physischer
(bspw. Einsehbarkeit, Beleuchtung), (bspw.
Anwesenheit  unterschiedlicher Nutzer*innengruppen)
und personlicher Faktoren (bspw. Eigene Erfahrungen)
kann gewiinschte soziale Kontrolle, gute Orientierung
und Einsehbarkeit geférdert werden und so das Sicher-
heitsgefiihl gesteigert werden. Im Jahr 2019 wurden in
Berlin 910 Fdlle der Vergewaltigung, sexueller Notigung
und sexueller Ubergriffe erfasst, wobei die Dunkelziffer
deutlich hoher ist. FLINT* Personen stellen den groR-
ten Anteil derOpfer dieser Formen von Gewalt dar.
Daher muss nicht nur das subjektive Sicherheitsgefiihl
gesteigert werden, sondern muss faktisch dafiir Sorge
getragen werden, dass Berlins StraBenrdume sicherer
werden. Wir fordern eine strukturierte Analyse dar-
lUber, an welchen Orten besonders hadufig sexualisierte
Gewalttaten stattfinden, besonders gegeniiber FLINT*
Personen. Auf der Internetseite “Safer Cities Map” kon-
nen FLINT* Personen eintragen, an welchen Orten ihnen
lUbergriffiges Verhalten widerfahrt. Bereits hier lassen
sich Ballungsrdume erkennen. Eine gezielte Erhebung von
Daten in diese Richtung wiirde daher problematische
Orte hervorheben, an denen dann gezielte MaRnahmen
getroffen werden kdnnen, wie beispielsweise Sicherheits-
personal.

sozialer

Barrierefreiheit als Kriterium fiir die Gestaltung von
offentlichen Raumen betrifft nicht nur mobilitatsein-
geschrankte Personen, sondern ebenso Personen mit
Besorgungs- und Betreuungsaufgaben (bspw. Kinderwa-
gen). Die ErschlieBung und Zuganglichkeit von Wegen
und Aufenthaltsorten fiir hiervon betroffene Menschen
muss daher im 6ffentlichen Raum gewahrleistet sein. Da-
her fordern wir eine barrierefreie Zuganglichkeit zu al-
len Aufenthaltsorten an offentlichen Platzen und Parks
sowie barrierefreie StraBenrdaume. Dies bedeutet nicht
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nur die Mobilitdt zu steigern, sondern die Erreichbarkeit
und Aufenthaltsqualitat von 6ffentlichem Raum zu ga-
rantieren. Ziel ist es, den Aufenthalts- und Mobilitatsradi-
us aller Interessensgruppen zu erweitern.

Diversitdt in der Nutzungsmoglichkeit 6ffentlicher Fla-
chen soll gewahrleisten, dass die Interessen von FLINT*
Personen und anderen diskriminierten Gruppen in der Ge-
staltung des 6ffentlichen Raums berlicksichtigt werden.
Der 6ffentliche Raum soll die Interessen aller Zielgruppen
gleichermalen abbilden. So haben Kinder und Jugendli-
che haufig ein ausgepragteres Spiel-, Bewegungs- und
Kommunikationsbediirfnis, welches haufig mit Larm ein-
hergeht, wahrend andere Gruppen ein Riickzugs- und Ru-
hebediirfnis haben. Patriarchale Gesellschaftsstruktur
und Erziehung fiihrt dazu, dass sich Madchen und FLINT*
Personen im 6ffentlichen Raum haufig unwobhler fiihlen
als andere Gruppen. Eine andere Strukturierung offentli-
cher Raume, z.B. in Form von in kleinere Bereiche unter-
teilter Parkanlagen, hat gezeigt, dass sich dadurch nicht
nur die Anzahl von Madchen und FLINT* Personen im 6f-
fentlichen Raum (bspw. Parkanlagen, Sportplatze, Spiel-
platze), sondern auch die Zahl diverser ,informeller Aktivi-
taten” anderer Nutzer*innengruppen steigert. Dies zeigt,
dass neben FLINT* Personen und Madchen ebenso ande-
re Interessensgruppen von Gender Mainstreaming in der
Stadtplanung profitieren.

Offentliche StraBenrdume beinhalten FuRgéngerzonen,
EinkaufsstraRen, Haupt- und Nebenstral’en, wobei der
Fokus bei der Betrachtung offentlicher Raume nicht
auf Mobilitat, sondern Aufenthalts- und Nutzungsquali-
tat liegt. Der Fokus bei der Betrachtung 6ffentlicher Platze
liegt hier besonders auf 6ffentlichen Platzen im StraRen-
raum.

Typische Methoden, um subjektiv sichere StraBen und 6f-
fentliche Platze zu gestalten sind die klare Abgrenzung
von &ffentlichen und privaten Raumen, Belebung der Stra-
RBe durch Erdgeschossnutzung und Fenster von Wohn-
und Geschaftsgebduden ausgerichtet zum StraBenraum
(social eyes). AuBerdem verbessert eine breitere Gestal-
tung von Ful3- und Gehwegen nicht nur die Mobilitat,
sondern auch das Sicherheitsgefiihl, da Abstand gehal-
ten werden kann und man nicht der direkten Konfron-
tation mit entgegenkommenden Personen ausgesetzt ist.
Offentliche Platze sollen eine Integrationswirkung aus-
strahlen und sind flexibel und nutzungsoffen zu gestal-
ten. Dazu tragen Sicherheitsgefiihl, eine gute Orientie-
rung und Ubersichtlichkeit und Barrierefreiheit bei. Wir
fordern, dass diese Kriterien standardmaRig bei Neubau-
und Umbauprojekten verbindlich erfiillt werden muissen.
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her fordern wir eine barrierefreie Zuganglichkeit zu al-
len Aufenthaltsorten an 6ffentlichen Platzen und Parks
sowie barrierefreie Straenrdume. Dies bedeutet nicht
nur die Mobilitdt zu steigern, sondern die Erreichbarkeit
und Aufenthaltsqualitdt von o6ffentlichem Raum zu ga-
rantieren. Ziel ist es, den Aufenthalts- und Mobilitatsradi-
us aller Interessensgruppen zu erweitern.

Diversitat in der Nutzungsmdglichkeit 6ffentlicher Fla-
chen soll gewahrleisten, dass die Interessen von FLINT*
Personen und anderen diskriminierten Gruppen in der Ge-
staltung des offentlichen Raums beriicksichtigt werden.
Der 6ffentliche Raum soll die Interessen aller Zielgruppen
gleichermallen abbilden. So haben Kinder und Jugendli-
che haufig ein ausgepragteres Spiel-, Bewegungs- und
Kommunikationsbediirfnis, welches haufig mit Larm ein-
hergeht, wahrend andere Gruppen ein Rlickzugs- und Ru-
hebedtirfnis haben. Patriarchale Gesellschaftsstruktur
und Erziehung fiihrt dazu, dass sich Mddchen und FLINT*
Personen im o6ffentlichen Raum haufig unwohler fiihlen
als andere Gruppen. Eine andere Strukturierung 6ffentli-
cher Raume, z.B. in Form von in kleinere Bereiche unter-
teilter Parkanlagen, hat gezeigt, dass sich dadurch nicht
nur die Anzahl von Mddchen und FLINT* Personen im 6f-
fentlichen Raum (bspw. Parkanlagen, Sportplatze, Spiel-
platze), sondern auch die Zahl diverser ,informeller Aktivi-
taten” anderer Nutzer*innengruppen steigert. Dies zeigt,
dass neben FLINT* Personen und Madchen ebenso ande-
re Interessensgruppen von Gender Mainstreaming in der
Stadtplanung profitieren.

Offentliche StraBenridume beinhalten FuRgéngerzonen,
EinkaufsstraRen, Haupt- und Nebenstral3en, wobei der
Fokus bei der Betrachtung offentlicher Raume nicht
auf Mobilitat, sondern Aufenthalts- und Nutzungsquali-
tat liegt. Der Fokus bei der Betrachtung 6ffentlicher Platze
liegt hier besonders auf 6ffentlichen Platzen im StraRen-
raum.

Typische Methoden, um subjektiv sichere StraBen und 6f-
fentliche Platze zu gestalten sind die klare Abgrenzung
von &ffentlichen und privaten Raumen, Belebung der Stra-
Be durch Erdgeschossnutzung und Fenster von Wohn-
und Geschaftsgebduden ausgerichtet zum StraBenraum
(social eyes). AuBerdem verbessert eine breitere Gestal-
tung von Ful3- und Gehwegen nicht nur die Mobilitat,
sondern auch das Sicherheitsgefiihl, da Abstand gehal-
ten werden kann und man nicht der direkten Konfron-
tation mit entgegenkommenden Personen ausgesetzt ist.
Offentliche Platze sollen eine Integrationswirkung aus-
strahlen und sind flexibel und nutzungsoffen zu gestal-
ten. Dazu tragen Sicherheitsgefiihl, eine gute Orientie-
rung und Ubersichtlichkeit und Barrierefreiheit bei. Wir
fordern, dass diese Kriterien standardmaRig bei Neubau-
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Offentliche Parkanlagen schlieBen freie Flichen, Sport-
platze sowie Spielplatze mit ein. AuRerdem kdnnen eini-
ge hier vorgebrachte Probleme und Detaillésungen auch
auf Naherholungsgebiete und Kleingartenkolonien ange-
wandt werden. Es gibt eine Vielzahl an Faktoren, die bei
der Planung dieser Flachen beriicksichtigt werden soll-
ten. Darunter fallen beispielsweise die rdumliche Struk-
tur, Sicherheitsgefiihl, Aktivitatsspektrum unterschiedli-
cher Nutzer*innen und empfehlenswerte Rahmenbedin-
gungen.

Die raumliche Struktur muss ein differenziertes Raumkon-
zept sein mit funktionalisierten Zonen, die nutzungsof-
fen und vielseitig nutzbar und durch ein klares Wegenetz
verbunden sind. Durch die Gliederung in Teilraume neh-
men sowohl mehr Madchen und FLINT* Personen am Le-
ben in 6ffentlichen Parkanlagen teil als auch andere dis-
kriminierte Gruppen. Die Gliederung in Teilraume kann
durch die Ausgestaltung von Grenzen und optischen An-
laufpunkten wie Sitzmdbeln, Sport- oder Spielgeraten er-
folgen. Wir fordern, dass besonders Fitnessanlagen und
Sportplatze gezielt fiir FLINT* Personen bereitgestellt wer-
den und auch deutlich so markiert werden.

Fiir das Sicherheitsgefiihl ist eine gute Orientierung und
Einsehbarkeit, die mit sozialer Kontrolle einhergeht, ob-
ligatorisch. Damit dies auch in der Dimmerung oder bei
Dunkelheit gewahrleistet ist, muss geniigend Beleuch-
tung garantiert sein. Besonders Frauen leiden unter der
Angst vor Ubergriffen und kénnen so nicht das volle Ak-
tivitatsspektrum ausschopfen. Beispielsweise nutzen we-
niger Frauen die Abendstunden, um im Park joggen zu
gehen, wenn dieser nur schlecht beleuchtet ist. Daher
fordern wir die Erarbeitung einer Beleuchtungsstrategie
fiir Parkanlangen und Naherholungsgebiete, die sowohl
Angstraume beseitigt, als auch die Umwelt schiitzt. Au-
Rerdemverhindert eine ausreichende Ausstattung mit Sa-
nitdranlagen und gute Zuganglichkeit von Toiletten, dass
besonders Madchen und FLINT* Personen, sich fiir den Toi-
lettengang in dunkle und schlecht einsehbare Ecken zu-
riickziehen missen. Deshalb wird im gesamten o6ffentli-
chen Raum der barrierefreie Zugang zu Toiletten gefor-
dert. Diese Forderung geht damit einher, dass bei der Pla-
nung offentlicher Toiletten mehr Flache fiir Toiletten fir
FLINT* Personen bereitgestellt wird, da diese mehr auf
die Nutzung 6ffentlicher Toiletten angewiesen sind. Wir
fordern, dass im Rahmen einer Kampagne der Stadt Ber-
lin auBerdem ein Modell dhnlich dem Konzept “Die Net-
ten Toiletten” eingeflihrt wird. Hier kdnnen Gaststatten
einheitliche Sticker an ihren Tiiren anbringen, die signa-
lisieren, dass dort die Toilette genutzt werden kann. Des
Weiteren fordern wir, dass FLINT* Personen nicht wei-
terhin durch kostenpflichtige Toiletten diskriminiert wer-
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und Umbauprojekten verbindlich erfiillt werden miissen.

Offentliche Parkanlagen schlieRen freie Flichen, Sport-
platze sowie Spielplatze mit ein. Auerdem kdénnen eini-
ge hier vorgebrachte Probleme und Detailldsungen auch
auf Naherholungsgebiete und Kleingartenkolonien ange-
wandt werden. Es gibt eine Vielzahl an Faktoren, die bei
der Planung dieser Flachen beriicksichtigt werden soll-
ten. Darunter fallen beispielsweise die raumliche Struk-
tur, Sicherheitsgefiihl, Aktivitatsspektrum unterschiedli-
cher Nutzer*innen und empfehlenswerte Rahmenbedin-
gungen.

Die raumliche Struktur muss ein differenziertes Raumkon-
zept sein mit funktionalisierten Zonen, die nutzungsof-
fen und vielseitig nutzbar und durch ein klares Wegenetz
verbunden sind. Durch die Gliederung in Teilraume neh-
men sowohl mehr Madchen und FLINT* Personen am Le-
ben in 6ffentlichen Parkanlagen teil als auch andere dis-
kriminierte Gruppen. Die Gliederung in Teilraume kann
durch die Ausgestaltung von Grenzen und optischen An-
laufpunkten wie Sitzmdbeln, Sport- oder Spielgeraten er-
folgen. Wir fordern, dass besonders Fitnessanlagen und
Sportplatze gezielt fiir FLINT* Personen bereitgestellt wer-
den und auch deutlich so markiert werden.

Fiir das Sicherheitsgefiihl ist eine gute Orientierung und
Einsehbarkeit, die mit sozialer Kontrolle einhergeht, ob-
ligatorisch. Damit dies auch in der Dammerung oder bei
Dunkelheit gewahrleistet ist, muss geniligend Beleuch-
tung garantiert sein. Besonders Frauen leiden unter der
Angst vor Ubergriffen und kénnen so nicht das volle Ak-
tivitatsspektrum ausschopfen. Beispielsweise nutzen we-
niger Frauen die Abendstunden, um im Park joggen zu
gehen, wenn dieser nur schlecht beleuchtet ist. Daher
fordern wir die Erarbeitung einer Beleuchtungsstrategie
fiir Parkanlangen und Naherholungsgebiete, die sowohl
Angstraume beseitigt, als auch die Umwelt schiitzt. Au-
Rerdemverhindert eine ausreichende Ausstattung mit Sa-
nitaranlagen und gute Zuganglichkeit von Toiletten, dass
besonders Madchen und FLINT* Personen, sich fiir den Toi-
lettengang in dunkle und schlecht einsehbare Ecken zu-
riickziehen missen. Deshalb wird im gesamten o6ffentli-
chen Raum der barrierefreie Zugang zu Toiletten gefor-
dert. Diese Forderung geht damit einher, dass bei der Pla-
nung offentlicher Toiletten mehr Flache fiir Toiletten fir
FLINT* Personen bereitgestellt wird, da diese mehr auf
die Nutzung 6ffentlicher Toiletten angewiesen sind. Wir
fordern, dass im Rahmen einer Kampagne der Stadt Ber-
lin auBerdem ein Modell dhnlich dem Konzept “Die Net-
ten Toiletten” eingefiihrt wird. Hier kdnnen Gaststatten
einheitliche Sticker an ihren Tiiren anbringen, die signa-
lisieren, dass dort die Toilette genutzt werden kann. Des
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den, wenn Mannertoiletten kostenlos bereitgestellt wer-
den. Mannertoiletten miissen ebenso wie Toiletten fiir
FLINT* Personen mit Wickeltischen ausgestattet werden.
Auch ist zu gewahrleisten, dass geschlechtsneutrale Toi-
letten bereitgestellt werden, um nicht-bindren Personen
einen sicheren Raum fiir den Toilettengang zur Verfligung
zu stellen. Um der Umsetzung dieser Forderungen Sorge
zu tragen, fordern wir abschlieRend, dass 6ffentliche Toi-
letten auch an hoch frequentierten Raumen staatlich ge-
managt werden.

Offentliche Parkanlagen sollen ein breites Spektrum an
Aktivitaten bieten. Ein diverses Angebot von Spielmog-
lichkeiten, wie wegbegleitende und integrative Spielge-
rate und Sportmdglichkeiten, wie offen und multifunk-
tional angeordnete Ballspielflichen, soll zur Verfligung
stehen. Dies bedeutet, dass Spielgerdte zum einen den
Nutzungsanspruch von Mddchen erfiillen und zum an-
deren gegendert sind, damit sich diese ebenso angespro-
chen fiihlen wie Jungen (Beispiel: Pirat*innenschiff). Teil-
bereiche sind moglichst in Sichtbeziehung anzuordnen,
besonders Hauptaufenthaltsorte von Madchen sollen gut
einsehbar sein. Neben einem breiten Aktivitatsspektrum
sollen auch Riickzugsbereiche vorhanden sein. Wir for-
dern die Umsetzung dieser nutzer*innenspezifischen Ge-
staltungsrichtlinien bei einer Umgestaltung oder Neuge-
staltung von Parkanlagen zusatzlich zu der Partizipation
von Biirger*innen auf Bezirksebene im Planungsprozess.

Berlin hat im Bereich Gender Mainstreaming schon vie-
le Pilotprojekte erfolgreich umsetzen kénnen, die bei-
spielsweise in dem Handbuch ,Gender Mainstreaming in
der Stadtentwicklung® von 2011 vorgestellt werden. Ob-
wohl dieses Handbuch einige sehr relevante Aspekte von
Gender Planning enthadlt, ist die Umsetzung dieser Leit-
linie bisher nicht verbindlich. Wir fordern daher ein auf
Grundlage dieses Handbuches ausgearbeitetes Leitbild zu
Gender Mainstreaming in der Stadtentwicklung, das von
den Bezirken bei Neubauprojekten verbindlich anzuwen-
den ist und tiefer geht als die seit 2005 anzuwenden-
de ,,Gender-Checkliste”. Da auf Bezirksebene die Ausfiih-
rung und Detaill6sungen fiir neue Bauvorhaben beschlos-
sen werden, muss zudem gewahrleistet werden, dass hier
Burger*innen aktiv im Planungsprozess partizipieren und
ihre Nutzungsanspriiche einbringen kénnen.

Wir fordern:

« Eine strukturierte Datenerhebung und -analyse dar-
Uber, an welchen Orten besonders haufig sexuali-
sierte Gewalttaten stattfinden, besonders gegen-
Uber FLINT* Personen

- Barrierefreie Zuganglichkeit zu allen Aufenthaltsor-
ten an 6ffentlichen Platzen und Parks sowie barrie-
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Weiteren fordern wir, dass FLINT* Personen nicht wei-
terhin durch kostenpflichtige Toiletten diskriminiert wer-
den, wenn Mannertoiletten kostenlos bereitgestellt wer-
den. Mannertoiletten miissen ebenso wie Toiletten fiir
FLINT* Personen mit Wickeltischen ausgestattet werden.
Auch ist zu gewahrleisten, dass geschlechtsneutrale Toi-
letten bereitgestellt werden, um nicht-binaren Personen
einen sicheren Raum fiir den Toilettengang zur Verfligung
zu stellen. Um der Umsetzung dieser Forderungen Sorge
zu tragen, fordern wir abschlieRend, dass 6ffentliche Toi-
letten auch an hoch frequentierten Raumen staatlich ge-
managt werden.

Offentliche Parkanlagen sollen ein breites Spektrum an
Aktivitaten bieten. Ein diverses Angebot von Spielmog-
lichkeiten, wie wegbegleitende und integrative Spielge-
rate und Sportmdglichkeiten, wie offen und multifunk-
tional angeordnete Ballspielflachen, soll zur Verfiigung
stehen. Dies bedeutet, dass Spielgerate zum einen den
Nutzungsanspruch von Mddchen erfiillen und zum an-
deren gegendert sind, damit sich diese ebenso angespro-
chen fiihlen wie Jungen (Beispiel: Pirat*innenschiff). Teil-
bereiche sind moglichst in Sichtbeziehung anzuordnen,
besonders Hauptaufenthaltsorte von Madchen sollen gut
einsehbar sein. Neben einem breiten Aktivitatsspektrum
sollen auch Riickzugsbereiche vorhanden sein. Wir for-
dern die Umsetzung dieser nutzer*innenspezifischen Ge-
staltungsrichtlinien bei einer Umgestaltung oder Neuge-
staltung von Parkanlagen zusatzlich zu der Partizipation
von Biirger*innen auf Bezirksebene im Planungsprozess.

Berlin hat im Bereich Gender Mainstreaming schon vie-
le Pilotprojekte erfolgreich umsetzen kénnen, die bei-
spielsweise in dem Handbuch ,Gender Mainstreaming in
der Stadtentwicklung® von 2011 vorgestellt werden. Ob-
wohl dieses Handbuch einige sehr relevante Aspekte von
Gender Planning enthalt, ist die Umsetzung dieser Leit-
linie bisher nicht verbindlich. Wir fordern daher ein auf
Grundlage dieses Handbuches ausgearbeitetes Leitbild zu
Gender Mainstreaming in der Stadtentwicklung, das von
den Bezirken bei Neubauprojekten verbindlich anzuwen-
den ist und tiefer geht als die seit 2005 anzuwenden-
de ,,Gender-Checkliste”. Da auf Bezirksebene die Ausfiih-
rung und Detailldsungen flir neue Bauvorhaben beschlos-
sen werden, muss zudem gewahrleistet werden, dass hier
Burger*innen aktiv im Planungsprozess partizipieren und
ihre Nutzungsanspriiche einbringen kénnen.

Wir fordern:

« Eine strukturierte Datenerhebungund -analyse dar-
uber, an welchen Orten besonders haufig sexuali-
sierte Gewalttaten stattfinden, besonders gegen-
Uiber FLINT* Personen

+ Die Schaffung und Beachtung einer genderspezifi-
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refreie StraRenrdaume
+ Klare Abgrenzung von offentlichen und privaten
Raumen, Belebung der StraBe durch Erdgeschoss-
nutzung und Fenster von Wohn- und Geschafts-
gebduden ausgerichtet zum StraBenraum (social
eyes), um die subjektive Sicherheit zu erhdhen
« Nutzungsoffene und flexibel gestaltete 6ffentliche
Platze, die eine Integrationswirkung ausstrahlen
Fitnessanlagen und Sportplatze, die gezielt fiir
FLINT* Personen bereitgestellt werden und auch
deutlich als solche markiert sind

Ausreichende Beleuchtung von offentlichen Plat-
zen, StraBenrdumen, Parkanlagen und Naherho-
lungsgebieten
Toiletten im 6ffentlichen Raum
— Im gesamten 6ffentlichen Raum barrierefreien
Zugang zu Toiletten
— Beider Planung 6ffentlicher Toiletten mehr Fla-
che fiir Toiletten fiir FLINT* Personen, da die-
se mehr auf die Nutzung 6ffentlicher Toiletten
angewiesen sind
— Eine Kampagne der Stadt Berlin, die ein Mo-
dell dhnlich dem Konzept “Die netten Toilet-
ten” einfuihrt, bei dem Gaststatten einheitliche
Sticker anihren Tlren anbringen kénnen, die
signalisieren, dass bei diesen die Toilette ge-
nutzt werden kann
— und im Gegenzug eine geringfiigige Auf-
wandsentschadigung erhalten
— Die kostenlose Bereitstellung von 6ffentlichen
Toiletten fuir FLINT* Personen, wenn Manner-

toiletten kostenlos bereitgestellt werden
— Die Ausstattung von Mannertoiletten mit Wi-
ckeltischen
— Die Bereitstellung von geschlechtsneutralen
Toiletten, um nicht-bindren Personen einen si-
cheren Raum fiir den Toilettengang zur Verfii-
gung zu stellen
— Das staatliche Management von 6ffentlichen
Toiletten, um die vorausgehenden Forderun-
gen kontrolliert umsetzen zu kénnen
« Offentliche Parkanlagen, die ein breites Aktivitats-
spektrum bedienen bzgl. Spiel- und Sportméglich-
keiten abbilden und die Unterteilung von Parkan-
lagen in viele Teilbereiche, die in einer Ubersicht-
lichen Wegevernetzung und Sichtbeziehung ange-
ordnet sind
Ein ausgearbeitetes Leitbild zu Gender Mainstrea-
ming in der Stadtentwicklung auf Landesebene, das
von den Bezirken bei Neubauprojekten verbindlich
anzuwenden ist und tiefer geht als die seit 2005 an-
zuwendende ,,Gender-Checkliste*
« Die aktive Partizipation und das Vortragen von Nut-
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schen Datenlage auf Ebene der Flichennutzungs-
planung
Barrierefreie Zugdnglichkeit zu allen Aufenthaltsor-
ten an o6ffentlichen Platzen und Parks sowie barrie-
refreie Stralenrdaume
« Klare Abgrenzung von offentlichen und privaten
Raumen, Belebung der StraRe durch Erdgeschoss-
nutzung und Fenster von Wohn- und Geschafts-
gebduden ausgerichtet zum StraBenraum (social
eyes), um die subjektive Sicherheit zu erhdhen
 Nutzungsoffene und flexibel gestaltete 6ffentliche
Pldtze, die eine Integrationswirkung ausstrahlen
Fitnessanlagen und Sportplatze, die gezielt fir
FLINT* Personen bereitgestellt werden und auch
deutlich als solche markiert sind
Ausreichende Beleuchtung von offentlichen Plat-
zen, StraBenrdumen, Parkanlagen und Naherho-
lungsgebieten
Toiletten im &ffentlichen Raum
— Im gesamten 6ffentlichen Raum barrierefreien
Zugang zu Toiletten
— Beider Planung 6ffentlicher Toiletten mehr Fla-
che fiir Toiletten fiir FLINT* Personen, da die-
se mehr auf die Nutzung 6ffentlicher Toiletten
angewiesen sind
— Eine Kampagne der Stadt Berlin, die ein Mo-
dell dhnlich dem Konzept “Die netten Toilet-
ten” einfuihrt, bei dem Gaststatten einheitliche
Sticker anihren Turen anbringen konnen, die
signalisieren, dass bei diesen die Toilette ge-
nutzt werden kann

— und im Gegenzug eine geringfligige Auf-
wandsentschadigung erhalten
— Die kostenlose Bereitstellung von 6ffentlichen
Toiletten fiir FLINT* Personen, wenn Manner-
toiletten kostenlos bereitgestellt werden
— Die Ausstattung von Mannertoiletten mit Wi-
ckeltischen
— Die Bereitstellung von geschlechtsneutralen
Toiletten, um nicht-bindren Personen einen si-
cheren Raum fiir den Toilettengang zur Verfii-
gung zu stellen
— Das staatliche Management von 6ffentlichen
Toiletten, um die vorausgehenden Forderun-
gen kontrolliert umsetzen zu kénnen
« Offentliche Parkanlagen, die ein breites Aktivitits-
spektrum bedienen bzgl. Spiel- und Sportmdglich-
keiten abbilden und die Unterteilung von Parkan-
lagen in viele Teilbereiche, die in einer Ubersicht-
lichen Wegevernetzung und Sichtbeziehung ange-
ordnet sind
- Ein ausgearbeitetes Leitbild zu Gender Mainstrea-
ming in der Stadtentwicklung auf Landesebene, das
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zungsanspriichen von Biirger*innen im Planungs-
prozess von Bauvorhaben auf Bezirksebene

Mobilitat

Mobilitdt bedeutet die Moglichkeit zur Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben. Schon aus einem demokratischen
Anspruch heraus muss sie allen zuganglich sein und ist
Teil einer sozialen Daseinsvorsorge.

In Berlin werden, sowie in nahezu allen Stadten, Verkehrs-
und Mobilitatsdaten nicht nach Geschlecht differenziert.
Eine Bundesweite vom Bundesverkehrsministerium
in Auftrag gegebene Studie aber zeigt, noch immer
legen Manner weniger und dafiir langere Strecken
zurlick, Frauen hingegen viele kurze Wege. Im Bun-
desverkehrsministerium kann man mit diesen Daten
allerdings offenbar nur wenig anfangen. Diese Daten
erfahren scheinen bisher keine Beriicksichtigung vom
Bundesverkehrsministerium. Deutschland hatte bisher
noch nie eine Bundesverkehrsministerin. 2019 startete
Kampagne, in
der sich Frauen in Fahrradhelm und Spitzenunterwa-
sche auf einem Bett rdkeln. Das ist das Gegenteil von
feministischer Verkehrspolitik.

das Bundesverkehrsministerium eine

Es missen ausreichend geschlechtsspezifische Verkehrs-
und Mobilitdtsdaten erfasst werden, denn diese Informa-
tionen sind entscheidend um ein Verkehrssystem zu pla-
nen, dass allen gleichermaRen dient. Die Wege von FLINT*
Personen sind deutlich komplizierter als die von Mannern.
Wahrend sie in der Regel und haufig mit dem Auto ih-
ren Arbeitsweg zuriicklegen, also morgens in die Stadt
und abends wieder hinausfahren, umfasst der Alltag von
FLINT* Personen meist viele kurze Wegstrecken. Teilzeit-
beschaftigung ist ein Uiberwiegend weibliches Phdnomen
und FLINT* Personen erledigen 75% der weltweiten Care-
Arbeit. Das beeinflusst ihre Bediirfnisse bei der Fortbewe-
gung. FLINT* Personen gehen im Allgemeinen weiter und
langer zu FuB. Zum Teil wegen ihrer Care-Aufgaben, aber
auch, weil sie im Durchschnitt armer sind und seltener ein
eigenes Auto besitzen.

Zu FuB Gehende sind die am wenigsten geschiitzten und
langsamsten Verkehrsteilnehmer. FLINT* Personen haben
durchschnittlich weniger Zeit und haben als zu FuR ge-
hende auch noch die langsten Wege. Eine Planung, die
sich auf den Autoverkehr fokussiert und FuRgangerwege
lediglich um diesen herumbaut, fiihrt zu rdumlicher Dis-
kriminierung und Zeitenteignung. Zu FuB gehende brau-
chen direkte und durchgehende Wege und mehr Que-
rungsmoglichkeiten an von Autos dominierten StraBen.
Die Wege von Zu Full Gehenden diirfen bei der Planung
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von den Bezirken bei Neubauprojekten verbindlich
anzuwenden ist und tiefer geht als die seit 2005 an-
zuwendende ,,Gender-Checkliste*

« Die aktive Partizipation und das Vortragen von Nut-
zungsanspriichen von Biirger*innen im Planungs-
prozess von Bauvorhaben auf Bezirksebene

Mobilitat

Mobilitdt bedeutet die Moglichkeit zur Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben. Schon aus einem demokratischen
Anspruch heraus muss sie allen zuganglich sein und ist
Teil einer sozialen Daseinsvorsorge.

In Berlin werden, sowie in nahezu allen Stadten, Verkehrs-
und Mobilitatsdaten nicht nach Geschlecht differenziert.
Eine Bundesweite vom Bundesverkehrsministerium
in Auftrag gegebene Studie aber zeigt, noch immer
legen Manner weniger und dafiir langere Strecken
zurlick, Frauen hingegen viele kurze Wege. Im Bun-
desverkehrsministerium kann man mit diesen Daten
allerdings offenbar nur wenig anfangen. Diese Daten
erfahren scheinen bisher keine Beriicksichtigung vom
Bundesverkehrsministerium. Deutschland hatte bisher
noch nie eine Bundesverkehrsministerin. 2019 startete
das Bundesverkehrsministerium eine Kampagne, in
der sich Frauen in Fahrradhelm und Spitzenunterwa-
sche auf einem Bett rakeln. Das ist das Gegenteil von
feministischer Verkehrspolitik.

Es miissen ausreichend geschlechtsspezifische Verkehrs-
und Mobilitdtsdaten erfasst werden, denn diese Informa-
tionen sind entscheidend um ein Verkehrssystem zu pla-
nen, dass allen gleichermaRen dient. Die Wege von FLINT*
Personen sind deutlich komplizierter als die von M@nnern.
Wahrend sie in der Regel und haufig mit dem Auto ih-
ren Arbeitsweg zurlicklegen, also morgens in die Stadt
und abends wieder hinausfahren, umfasst der Alltag von
FLINT* Personen meist viele kurze Wegstrecken. Teilzeit-
beschaftigung ist ein Uiberwiegend weibliches Phanomen
und FLINT* Personen erledigen 75% der weltweiten Care-
Arbeit. Das beeinflusst ihre Bediirfnisse bei der Fortbewe-
gung. FLINT* Personen gehen im Allgemeinen weiter und
langer zu FuR. Zum Teil wegen ihrer Care-Aufgaben, aber
auch, weil sie im Durchschnitt armer sind und seltener ein
eigenes Auto besitzen.

Zu FuR Gehende sind die am wenigsten geschiitzten und
langsamsten Verkehrsteilnehmer. FLINT* Personen haben
durchschnittlich weniger Zeit und haben als zu Fu ge-
hende auch noch die langsten Wege. Eine Planung, die
sich auf den Autoverkehr fokussiert und FuRgangerwege
lediglich um diesen herumbaut, fiihrt zu raumlicher Dis-
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nicht hinter anderen Verkehrsteilnehmern anstehen, son-
dern missen vorrangig beachtet werden. Um zu verhin-
dern, dass die Wege der FuRganger*innen durch Falsch-
parker*innen gefahrdet oder behindert werden, miissen
diese verstarkt geschiitzt werden, weshalb wir eine er-
hohte Kontrolle und Ahndung von Parksiindern, vor allem
rund um Wohngebiete, Kitas, Einkaufsldden, Schulen und
Krankenhdusern fordern. Wo ohne Behinderung anderer
Verkehrsteilnehmer*innen moglich, sollen bauliche MaR-
nahmen zum Schutz vor Falschparker*innen getroffen
werden. Andernfalls werden bestehende Ungleichheiten
verstarkt. Ampelzeiten fiir FuRganger*innen sind, wo dies
notwendig ist, zu verlangern, um denjenigen Zeit zu ge-
ben, die dem Tempo der Stadt nicht schritthalten kénnen.
Die Bediirfnisse von zu FuR Gehenden sind bei der Ampel-
schaltung vorrangig mit denen von Autofahrer*innen zu
werten.

Flachengerechtigkeit bedeutet auch breitere Gehwege.
Sie sind besonders wichtig fiir jene, die mit einem Kinder-
wagen oder weiteren Kindern unterwegs sind, einen Roll-
stuhl oder Rollator benutzen. Bei der Planung von neuen
Wegen muss auBBerdem auf sichere Bodenbeldge geach-
tet werden. Pflastersteine moégen zwar schon aussehen,
aber sie erschweren vielen, insbesondere alteren Men-
schen, die auf Gehhilfen angewiesen sind, den Alltag.

Barrierefreiheit kommt bei der Stadtplanung stets gleich
mehreren Gruppen zugute. Sosind abgeflachte Bord-
steinkanten fiir Rollstuhlfahrer*innen, fiir Altere und
fiir Menschen, die mit Kinderwagen unterwegs sind,
wichtig. Treppen diirfen keine Fortbewegungshindernis-
se darstellen und miissen um Rampen erganzt werden.
Auch bei Baustellenfiihrungen muss auf barrierefreie We-
ge geachtet werden. Damit Wege von allen Menschen ge-
nutzt werden kénnen, sind Orientierungshilfen, vorrangig
an besonders gefahrlichen Stellen, zu erbauen und bei zu-
kuinftigen Bauplanungen stets zu integrieren.

Zu Ful Gehende brauchen einen besonderen Schutz, denn
sie sind im Straenverkehr die Verletzbarsten. Ausrei-
chende Beleuchtung an allen Gehwegen verbessert nicht
nur das Sicherheitsgefiihl von FLINT* Personen und allen,
die auf der StraBe Opfer von Ubergriffen werden, son-
dern beugen auch Unfélle vor. Bei der Planung von Geh-
wegen sollte zukiinftig darauf geachtet werden, dass die-
se durch belebte Gegenden fiihren. Die ,, dunkle, abgele-
gene Gasse” ist fiir viele, insbesondere FLINT* Personen,
keine Alternative und somit kein angemessener FulRgan-
gerweg. Zu FulR Gehende brauchen auch einen besonde-
ren Wetterschutz, in Form von funktionierender Entwas-
serung und Sonnenschutz. Mehr Biume und weniger ver-
siegelte Flachen in der Stadt haben dabei gleich mehrere
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kriminierung und Zeitenteignung. Zu Ful® gehende brau-
chen direkte und durchgehende Wege und mehr Que-
rungsmoglichkeiten an von Autos dominierten StraBen.
Die Wege von Zu Full Gehenden diirfen bei der Planung
nicht hinter anderen Verkehrsteilnehmern anstehen, son-
dern missen vorrangig beachtet werden. Um zu verhin-
dern, dass die Wege der Fullganger*innen durch Falsch-
parker*innen gefahrdet oder behindert werden, miissen
diese verstarkt geschiitzt werden, weshalb wir eine er-
hohte Kontrolle und Ahndung von Parksiindern, vor allem
rund um Wohngebiete, Kitas, Einkaufsladen, Schulen und
Krankenhdusern fordern. Wo ohne Behinderung anderer
Verkehrsteilnehmer*innen moglich, sollen bauliche MaR-
nahmen zum Schutz vor Falschparker*innen getroffen
werden. Andernfalls werden bestehende Ungleichheiten
verstarkt. Ampelzeiten fiir FuRganger*innen sind, wo dies
notwendig ist, zu verlangern, um denjenigen Zeit zu ge-
ben, die dem Tempo der Stadt nicht schritthalten kénnen.
Die Bediirfnisse von zu FuB Gehenden sind bei der Ampel-
schaltung vorrangig mit denen von Autofahrer*innen zu
werten.

Flachengerechtigkeit bedeutet auch breitere Gehwege.
Sie sind besonders wichtig fiir jene, die mit einem Kinder-
wagen oder weiteren Kindern unterwegs sind, einen Roll-
stuhl oder Rollator benutzen. Bei der Planung von neuen
Wegen muss auBBerdem auf sichere Bodenbeldge geach-
tet werden. Pflastersteine mogen zwar schon aussehen,
aber sie erschweren vielen, insbesondere alteren Men-
schen, die auf Gehhilfen angewiesen sind, den Alltag.

Barrierefreiheit kommt bei der Stadtplanung stets gleich
mehreren Gruppen zugute. Sosind abgeflachte Bord-
steinkanten fiir Rollstuhlfahrer*innen, fiir Altere und
fiir Menschen, die mit Kinderwagen unterwegs sind,
wichtig. Treppen diirfen keine Fortbewegungshindernis-
se darstellen und miissen um Rampen erganzt werden.
Auch bei Baustellenflihrungen muss auf barrierefreie We-
ge geachtet werden. Damit Wege von allen Menschen ge-
nutzt werden kdnnen, sind Orientierungshilfen, vorrangig
an besonders gefahrlichen Stellen, zu erbauen und bei zu-
kiinftigen Bauplanungen stets zu integrieren.

Zu Full Gehende brauchen einen besonderen Schutz, denn
sie sind im StraRenverkehr die Verletzbarsten. Ausrei-
chende Beleuchtung an allen Gehwegen verbessert nicht
nur das Sicherheitsgefiihl von FLINT* Personen und allen,
die auf der StraBe Opfer von Ubergriffen werden, son-
dern beugen auch Unfille vor. Bei der Planung von Geh-
wegen sollte zukiinftig darauf geachtet werden, dass die-
se durch belebte Gegenden fiihren. Die ,,dunkle, abgele-
gene Gasse” ist fiir viele, insbesondere FLINT* Personen,
keine Alternative und somit kein angemessener Ful3gan-
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Nutzen. Beim Schneerdumen sind FuBwege zu priorisie-
ren.

Die wenigen verfiigbaren Daten zur Nutzung des Offent-
lichen Personennahverkehrs zeigen, dass dieser tiberwie-
gend von FLINT* Personen genutzt wird. In Frankreich et-
was sind zwei Drittel der Fahrgaste im OPNV FLINT* Per-
sonen. Politische Entscheidungen, die das Autofahren ge-
genliber dem OPNV attraktiver und giinstiger machen,
treffe somit vor allem FLINT* Personen. Obwohl die meis-
ten Fahrgaste in Bussen FLINT* Personen sind, entspre-
chen ihre Fahrpldne dagegen meist den Bediirfnissen von
Mannern. Wie in vielen Stadten ist auch das Berliner Ver-
kehrsnetz eher strahlenférmig aufgebaut und entspricht
somit nicht den Bediirfnissen von Frauen* mit ihren vie-
len, kurzen Wegen. Orthogonal verlaufende Buslinien, al-
sowie ein,Spinnennetz®, werden diesen eher gerecht und
sind daher anzustreben. Auch an weniger stark frequen-
tierten Orten mussen Busse fahren, Dort sind vermehrt
Kleinbusse einzusetzen.

Bei der Auswahl von Bushaltestellen ist besonders auf
die Nahe zu Kindergarten, Schulen, Supermarkten, Apo-
theken und Krankenhdusern zu achten. Haltestellen soll-
ten vorzugsweise an belebten Orten, Gebduden und Ein-
gangen liegen. Wichtige Kriterien fiir Haltestellen sind,
dass sie hell, einsehbar, sicher und wettergeschiitzt sind.

Wahrend der Nachtstunden fordern wir flexible Halte-
moglichkeiten. So kénnen langere FuBwege vermieden
werden. Im 6ffentlichen Raum fiihlen sich FLINT* Perso-
nen vor allem nachts unsicherer als Manner, was zur Ein-
schrankung der Mobilitat von FLINT* Personen fiihrt. Fast
jede zweite Frau fihlt sich nachts sowohl in Bussen und
Bahnen unsicher, daher fordern wir zusatzlich den Einsatz
von Nachttaxen fiir FLINT* Personen. FLINT* Personen sol-
lenin Berlin zwischen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr bei jeder Ta-
xifahrt einen stidtischen Zuschlag erhalten. Vorbildcha-
rakter hat Miinchen, wo es dieses Angebot bereits gibt. Ei-
ne enge Zusammenarbeit der Stadt Berlin mit den Taxiun-
ternehmen ist eine wichtige Voraussetzung zur erfolgrei-
chen Umsetzung des Projekts. Die Anstellung weiblicher
Taxifahrer*innen ist zu fordern, ein Konzept fiir sichere Ta-
xifahrten fir FLINT* Personen zu erarbeiten.

Berlins S- und U-Bahnstationen sind noch immer nicht al-
le barrierefrei. Aktuell sind bei der U-Bahn rund 80 Pro-
zent der Bahnhofe mit Aufziigen ausgestattet. Bei der S-
Bahn sind innerhalb Berlins mehr als 93 Prozent der Hal-
testellen barrierefrei. Wir fordern 100% bis 2025 und un-
terstitzen das Pilotprojekt Mobilitatsgarantie, welches
bei Ausfall von Fahrstiihlen oder da, wo sie noch nicht vor-
handen sind, mit einem Shuttle Service aushelfen soll.

n

Antrag14/1/2021

gerweg. Zu FuB Gehende brauchen auch einen besonde-
ren Wetterschutz, in Form von funktionierender Entwas-
serung und Sonnenschutz. Mehr Biume und weniger ver-
siegelte Flachen in der Stadt haben dabei gleich mehrere
Nutzen. Beim Schneerdumen sind FuBwege zu priorisie-
ren.

Die wenigen verfiigharen Daten zur Nutzung des Offent-
lichen Personennahverkehrs zeigen, dass dieser tiberwie-
gend von FLINT* Personen genutzt wird. In Frankreich et-
was sind zwei Drittel der Fahrgéste im OPNV FLINT* Per-
sonen. Politische Entscheidungen, die das Autofahren ge-
geniiber dem OPNV attraktiver und giinstiger machen,
treffe somit vor allem FLINT* Personen. Obwohl die meis-
ten Fahrgdste in Bussen FLINT* Personen sind, entspre-
chen ihre Fahrpldne dagegen meist den Bediirfnissen von
Mannern. Wie in vielen Stadten ist auch das Berliner Ver-
kehrsnetz eher strahlenférmig aufgebaut und entspricht
somit nicht den Bediirfnissen von Frauen* mit ihren vie-
len, kurzen Wegen. Orthogonal verlaufende Buslinien, al-
sowieein ,Spinnennetz, werden diesen eher gerecht und
sind daher anzustreben. Auch an weniger stark frequen-
tierten Orten missen Busse fahren, Dort sind vermehrt
Kleinbusse einzusetzen.

Bei der Auswahl von Bushaltestellen ist besonders auf
die Nahe zu Kindergarten, Schulen, Supermarkten, Apo-
theken und Krankenhausern zu achten. Haltestellen soll-
ten vorzugsweise an belebten Orten, Gebauden und Ein-
gangen liegen. Wichtige Kriterien fiir Haltestellen sind,
dass sie hell, einsehbar, sicher und wettergeschiitzt sind.

Wahrend der Nachtstunden fordern wir flexible Halte-
moglichkeiten. So kénnen langere FuBwege vermieden
werden. Im &ffentlichen Raum fiihlen sich FLINT* Perso-
nen vor allem nachts unsicherer als Manner, was zur Ein-
schrankung der Mobilitdt von FLINT* Personen flihrt. Fast
jede zweite Frau fihlt sich nachts sowohl in Bussen und
Bahnen unsicher, daher fordern wir zusatzlich den Einsatz
von Nachttaxen fiir FLINT* Personen. FLINT* Personen sol-
lenin Berlin zwischen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr bei jeder Ta-
xifahrt einen stadtischen Zuschlag erhalten. Vorbildcha-
rakter hat Miinchen, wo es dieses Angebot bereits gibt. Ei-
ne enge Zusammenarbeit der Stadt Berlin mit den Taxiun-
ternehmen ist eine wichtige Voraussetzung zur erfolgrei-
chen Umsetzung des Projekts. Die Anstellung weiblicher
Taxifahrer*innen ist zu fordern, ein Konzept fiir sichere Ta-
xifahrten fiir FLINT* Personen zu erarbeiten.

Berlins S- und U-Bahnstationen sind noch immer nicht al-
le barrierefrei. Aktuell sind bei der U-Bahn rund 80 Pro-
zent der Bahnhdfe mit Aufziigen ausgestattet. Bei der S-
Bahn sind innerhalb Berlins mehr als 93 Prozent der Hal-
testellen barrierefrei. Wir fordern 100% bis 2025 und un-
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Bei der zukiinftigen Planung von weiteren U- und S-
Bahnstationen und -linien sind geschlechtsspezifische
Unterschiede bei der Fortbewegung zu beachten. Be-
stehende Haltestellen sind sicherer und attraktiver zu ge-
stalten. Wir fordern an allen Stationen eine ausreichen-
de Beleuchtung und digitale Anzeigetafeln. AuBerdem ei-
ne starkere Prasenz von Personal, vor allem in den Nacht-
stunden.

Weiter fordern wir in Berlins Bahnen und Bussen die ver-
starkte Kontrolle und Durchsetzung des Alkoholverbots.
Alkoholkonsum mindert die Impulskontrolle von Men-
schen und tragt somit erheblich zur Entstehung von Be-
drohungssituationen bei. Der Konsum von Alkohol im
OPNV macht diesen fiir jene unattraktiver, die auf ihn im
Alltag angewiesen sind und tragt zu dessen Verschmut-
zung bei. Das Verbot muss konsequent kontrolliert wer-
den.

Nicht zuletzt hat die Corona-Krise gezeigt, wie wich-
tig der Fahrradverkehrin Berlinist, wenn die Nutzung
des OPNV wegfillt. 40% der FLINT* Personen benutzen
das Fahrrad taglich bzw. mehrmals die Woche. Die Zahl
der Fahrradfahrer*innen weiter an und muss dementspre-
chend auch noch mehr in den Fokus der Berliner Ver-
kehrspolitik riicken. Wahrend die Anzahl der Pkw in Ber-
lin weiter steigt, ist Studien zufolge lediglich ein Drittel
der derzeit 1,2 Mio. Autos wirklich ndtig, um die Bedirfnis-
se der Berliner*innen zu erfillen. Mit dem Mobilitatsge-
setz haben wir 2018 in Berlin bereits einen guten Schrittin
dierichtige Richtung getatigt, jedoch spielt die Gleichstel-
lung der Geschlechter nur minimal eine Rolle. Fahrrad-
fahrer*innen sind mitunter die vulnerabelsten Verkehrs-
teilnehmer*innen und bediirfen besonderen Schutz. Am
haufigsten wird das Rad von FLINT* Personen fiir kurze
Erledigungen bzw. zum Einkaufen genutzt. Um dies mit
dem Fahrrad sicher erledigen zu kdnnen, benétigen wir ei-
ne bessere raumliche Trennung zwischen Radfahrer*in-
nen, PKW-Fahrer*innen und FuBganger*innen im vorhan-
denen Verkehrsraum. Vom StraRenverkehr abgegrenzte
und farblich markierte Fahrradwege miissen konsequent
und bezirksiibergreifend umgesetzt werden.

Um die Nutzung des Fahrrads fiir die taglichen Erledigun-
gen attraktiver zu gestalten, benétigen wir ausreichend
sichere, gut beleuchtete und wettergeschiitzte Fahrrad-
abstellanlagen vor allem bei Kitas, Kindergarten, Schu-
len, Einkaufsladen, Apotheken und Krankenhauser. In be-
sonders belebten Bereichen der Stadt fordern wir mehr fi-
nanzielle Mittel der Bezirke fiir die Planung von Fahrrad-
parkhdusern. Um die Sicherheit der Nutzer*innen zu ge-
wahrleisten, mussen Fahrradparkhduser mit ausreichend
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terstilitzen das Pilotprojekt Mobilitatsgarantie, welches
bei Ausfall von Fahrstiihlen oder da, wo sie noch nicht vor-
handen sind, mit einem Shuttle Service aushelfen soll.

Bei der zukiinftigen Planung von weiteren U- und S-
Bahnstationen und -linien sind geschlechtsspezifische
Unterschiede bei der Fortbewegung zu beachten. Be-
stehende Haltestellen sind sicherer und attraktiver zu ge-
stalten. Wir fordern an allen Stationen eine ausreichen-
de Beleuchtung und digitale Anzeigetafeln. AuRerdem ei-
ne starkere Prasenz von Personal, vor allem in den Nacht-
stunden.

Weiter fordern wir in Berlins Bahnen und Bussen die ver-
starkte Kontrolle und Durchsetzung des Alkoholverbots.
Alkoholkonsum mindert die Impulskontrolle von Men-
schen und tragt somit erheblich zur Entstehung von Be-
drohungssituationen bei. Der Konsum von Alkohol im
OPNV macht diesen fiir jene unattraktiver, die auf ihn im
Alltag angewiesen sind und tragt zu dessen Verschmut-
zung bei. Das Verbot muss konsequent kontrolliert wer-
den.

Nicht zuletzt hat die Corona-Krise gezeigt, wie wich-
tig der Fahrradverkehrin Berlinist, wenn die Nutzung
des OPNV wegfillt. 40% der FLINT* Personen benutzen
das Fahrrad taglich bzw. mehrmals die Woche. Die Zahl
der Fahrradfahrer*innen weiter an und muss dementspre-
chend auch noch mehr in den Fokus der Berliner Ver-
kehrspolitik riicken. Wahrend die Anzahl der Pkw in Ber-
lin weiter steigt, ist Studien zufolge lediglich ein Drittel
der derzeit 1,2 Mio. Autos wirklich nétig, um die Bedtirfnis-
se der Berliner*innen zu erfillen. Mit dem Mobilitatsge-
setz haben wir 2018 in Berlin bereits einen guten Schrittin
dierichtige Richtung getatigt, jedoch spielt die Gleichstel-
lung der Geschlechter nur minimal eine Rolle. Fahrrad-
fahrer*innen sind mitunter die vulnerabelsten Verkehrs-
teilnehmer*innen und bediirfen besonderen Schutz. Am
haufigsten wird das Rad von FLINT* Personen fiir kurze
Erledigungen bzw. zum Einkaufen genutzt. Um dies mit
dem Fahrrad sicher erledigen zu kdnnen, benétigen wir ei-
ne bessere rdumliche Trennung zwischen Radfahrer*in-
nen, PKW-Fahrer*innen und FuBganger*innen im vorhan-
denen Verkehrsraum. Vom StraRenverkehr abgegrenzte
und farblich markierte Fahrradwege missen konsequent
und bezirksiibergreifend umgesetzt werden.

Um die Nutzung des Fahrrads fiir die taglichen Erledigun-
gen attraktiver zu gestalten, bendtigen wir ausreichend
sichere, gut beleuchtete und wettergeschiitzte Fahrrad-
abstellanlagen vor allem bei Kitas, Kindergarten, Schu-
len, Einkaufsladen, Apotheken und Krankenhauser. In be-
sonders belebten Bereichen der Stadt fordern wir mehr fi-
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erreichbaren Alarmknopfen ausgestattet werden.

Mit dem Ziel, die Parkplatzsituation an die wachsende An-
zahl von - vor allem bei jungen Familien beliebten - Las-
tenrddern anzupassen, fordern wir die verpflichtende In-
stallation von Lastenradparkpldtzen lberall dort, wo be-
reits Parkplatze vorhanden sind. AulRerdem fordern wir
bei der zukiinftigen Planung von Radwegen und Fahrrad-
parkplatzen die Berlicksichtigung von E-Fahrradern und
Sonderbau-Fahrradern. Sowohl Handfahrrader, Rollstuhl-
fahrrader und Dreirad-Fahrrader benétigen oft mehr Platz
auf den StraRBen und Parkplatzen. Vor allem rund um Ein-
kaufsladen, Apotheken und Krankenhauser, als auch Ein-
richtungen fiir Menschen mit Behinderungen gilt dies ver-
starkt zu beriicksichtigen.

Um die sichere Fortbewegung und Teilhabe aller am Stra-
Benverkehr zu gewahrleisten, fordern wir ein allgemeines
Tempolimit von 30km/h in Berlins Innenstadt.

Zum motorisierten Individualverkehr geh6ren sowohl
Pkw und Kraftrader als auch Mietfahrzeuge, Carsharing
und Taxis. Der MIV ist trotz aller mit ihm einherge-
hender Probleme aktuell vor allem
Bedeutung, in denen tagliche Besorgungen nicht oder
nur sehr schwer zu Ful3 oder mit dem Fahrrad erledigt
werden konnen und viele Menschen leben, die auf den
MIV als Fortbewegungsmittel angewiesen sind. Um je-
doch zu ermitteln, wer wirklich auf den MIV angewiesen
ist und wie er genutzt wird, fehlen Studien iiber die tat-
sachliche, nach Geschlechtern differenzierte Nutzung des
MIV in Berlin. So ist der derzeit einzige Anhaltspunkt die
Zahl der zugelassenen Pkw, welche stark nach Bezirken
variiert.

in Bezirken von

Um die Mobilitat aller zu verbessern und Menschen, die
kein eigenes Auto besitzen, Zugang zu dieser Mobilitats-
form zu gewahren, fordern wir die Férderung flachende-
ckender Car-Sharing Modelle in ganz Berlin. Insbesonde-
re die AulRenbezirke, die bisher nicht am Angebot teilneh-
men konnen, werden dadurch besser angebunden. Paral-
lel dazu fordern wir die Errichtung von Mobilitdtsstatio-
nen. Car-Sharing- Angebote sollen nur noch zugelassen
werden, wenn sie ebenfalls auch die Gebiete auBerhalb
des S-Bahn-Rings abdecken.

In Parkhdusern und auf Parkpldtzen haben sich Frau-
en*parkplatze im Bereich der Stadtplanung als wirkungs-
volles Instrument herausgestellt, um Sicherheit und Si-
cherheitsempfinden im 6ffentlichen Raum fiir beide Ge-
schlechter zu verwirklichen. Wir fordern den verstarkten
Ausbau, lberall dort, wo es zu wenig Frauen*parkplat-
ze gibt und die starkere Kontrolle dieser. Ebenso muss
die Prasenz von Sicherheitspersonal in Parkhausern aus-
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nanzielle Mittel der Bezirke fiir die Planung von Fahrrad-
parkhdusern. Um die Sicherheit der Nutzer*innen zu ge-
wahrleisten, missen Fahrradparkhauser mit ausreichend
erreichbaren Alarmknopfen ausgestattet werden.

Mit dem Ziel, die Parkplatzsituation an die wachsende An-
zahl von - vor allem bei jungen Familien beliebten - Las-
tenradern anzupassen, fordern wir die verpflichtende In-
stallation von Lastenradparkplatzen uberall dort, wo be-
reits Parkpldtze vorhanden sind. AufRerdem fordern wir
bei der zukiinftigen Planung von Radwegen und Fahrrad-
parkpldtzen die Berlicksichtigung von E-Fahrradern und
Sonderbau-Fahrradern. Sowohl Handfahrrader, Rollstuhl-
fahrrader und Dreirad-Fahrrader benétigen oft mehr Platz
auf den StraBen und Parkplatzen. Vor allem rund um Ein-
kaufsladen, Apotheken und Krankenhduser, als auch Ein-
richtungen fiir Menschen mit Behinderungen gilt dies ver-
starkt zu berlicksichtigen.

Um die sichere Fortbewegung und Teilhabe aller am Stra-
Benverkehr zu gewahrleisten, fordern wir ein allgemeines
Tempolimit von 30km/h in Berlins Innenstadt.
Zum motorisierten Individualverkehr gehéren
Pkw und Kraftrader als auch Mietfahrzeuge, Carsharing
und Taxis. Der MIV ist trotz aller mit ihm einherge-
hender Probleme aktuell vor allem
Bedeutung, in denen tagliche Besorgungen nicht oder
nur sehr schwer zu Ful3 oder mit dem Fahrrad erledigt
werden konnen und viele Menschen leben, die auf den
MIV als Fortbewegungsmittel angewiesen sind. Um je-
doch zu ermitteln, wer wirklich auf den MIV angewiesen
ist und wie er genutzt wird, fehlen Studien liber die tat-
sachliche, nach Geschlechtern differenzierte Nutzung des
MIV in Berlin. So ist der derzeit einzige Anhaltspunkt die
Zahl der zugelassenen Pkw, welche stark nach Bezirken
variiert.

sowohl

in Bezirken von

Um die Mobilitét aller zu verbessern und Menschen, die
kein eigenes Auto besitzen, Zugang zu dieser Mobilitats-
form zu gewahren, fordern wir die Férderung flachende-
ckender Car-Sharing Modelle in ganz Berlin. Insbesonde-
re die AulRenbezirke, die bisher nicht am Angebot teilneh-
men konnen, werden dadurch besser angebunden. Paral-
lel dazu fordern wir die Errichtung von Mobilitadtsstatio-
nen. Car-Sharing- Angebote sollen nur noch zugelassen
werden, wenn sie ebenfalls auch die Gebiete auBerhalb
des S-Bahn-Rings abdecken.

In Parkhdusern und auf Parkplatzen haben sich Frau-
en*parkplatze im Bereich der Stadtplanung als wirkungs-
volles Instrument herausgestellt, um Sicherheit und Si-
cherheitsempfinden im 6ffentlichen Raum fiir beide Ge-
schlechter zu verwirklichen. Wir fordern den verstarkten
Ausbau, lberall dort, wo es zu wenig Frauen*parkplat-
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Wir fordern:

Eine ausgeweitete Erfassung von geschlechtsspezi-
fischen Verkehrs- und Mobilitatsdaten

Mehr Querungsmoglichkeiten an von Autos domi-
nierten Stralen. AuRerdem miissen verkehrsberu-
higte StraBen ausgebaut werden

Eine erhohte Kontrolle und Ahndung von Parksiin-
der*innen, vor allem rund um Wohngebiete, Kitas,
Einkaufsladen, Schulen und Krankenhausern

Eine Verlangerung der Ampelzeiten fiir FulRgan-
ger*innen , wo dies notwendig ist

Breitere Gehwege und die Nutzung von sicheren Bo-
denbeldgen

Den flachendeckenden Ausbau von Rampen an al-
len Treppen

Mehr Orientierungshilfen an Gehwegen und Rad-
wegen

Den Einsatz von Wetterschutz, in Form von funk-
tionierender Entwasserung und Sonnenschutz auf
stark frequentierten Gehwegen

Die Priorisierung von Gehwegen und Radwegen
beim Schneerdaumen

Den Ausbau des Busnetzes um Orthogonal verlau-
fende Buslinien

Flexible Haltemdglichkeiten der Busse in den Nacht-
zeiten

Den Einsatz von vergiinstigten Nachttaxen fiir
FLINT* Personen. Dabei soll durch eine Kooperati-
on zwischen der Senatsverwaltung fiir Gesundheit,
Pflege und Gleichstellung und der Innung des Ber-
liner Taxigewerbes eV. sichergestellt werden, dass
Fahrerinnen geschult und sensibilisiert sind auf die
besondere Gefahr, die flir FLINT*Personen besteht,
wenn sie nachts alleine reisen.

100% barrierefreie S- und U-Bahnstationen bis 2025
Flachendeckend ausreichend Beleuchtung und digi-
tale Anzeigetafeln an den OPNV- Haltestellen
Verstarkte Prasenz von Sicherheitspersonal in den
Nachtstunden

Ein Alkoholverbot im OPNV

Vom StraBenverkehr abgegrenzte und farblich mar-
kierte Fahrradwege miissen konsequent und be-
zirkslibergreifend umgesetzt werden
Flachendeckend sichere, gut beleuchtete und wet-
tergeschiitzte Fahrradabstellanlagen

Mehr finanzielle Mittel fiir den Bau von Fahrrad-
parkhausern mit Alarmknoépfen

Die Schaffung von Lastenradparkplatzen iiberall
dort, wo bereits Parkplatze vorhanden sind.

Die Berticksichtigung von Sonderbaufahrradern (z.B.
Handfahrrader) in der weiteren Planung.

14

Antrag14/1/2021

ze gibt und die starkere Kontrolle dieser. Ebenso muss
die Prasenz von Sicherheitspersonal in Parkhdusern aus-
reichend gegeben sein.

Wir fordern:

Eine ausgeweitete Erfassung von geschlechtsspezi-
fischen Verkehrs- und Mobilitatsdaten

Mehr Querungsmaoglichkeiten an von Autos domi-
nierten Straen. AuRerdem miissen verkehrsberu-
higte StraBBen ausgebaut werden

Eine erhohte Kontrolle und Ahndung von Parksiin-
der*innen, vor allem rund um Wohngebiete, Kitas,
Einkaufsladen, Schulen und Krankenhausern

Eine Verlangerung der Ampelzeiten fiir FuBgan-
ger*innen, wo dies notwendig ist

Breitere Gehwege und die Nutzung von sicheren Bo-
denbeldgen

Den flaichendeckenden Ausbau von Rampen an al-
len Treppen

Mehr Orientierungshilfen an Gehwegen und Rad-
wegen

Den Einsatz von Wetterschutz, in Form von funk-
tionierender Entwasserung und Sonnenschutz auf
stark frequentierten Gehwegen

Die Priorisierung von Gehwegen und Radwegen
beim Schneerdumen

Den Ausbau des Busnetzes um Orthogonal verlau-
fende Buslinien

Flexible Halteméglichkeiten der Busse in den Nacht-
zeiten

Den Einsatz von vergiinstigten Nachttaxen fir
FLINT* Personen. Dabei soll durch eine Kooperati-
on zwischen der Senatsverwaltung fiir Gesundheit,
Pflege und Gleichstellung und der Innung des Ber-
liner Taxigewerbes eV. sichergestellt werden, dass
Fahrerinnen geschult und sensibilisiert sind auf die
besondere Gefahr, die fiir FLINT*Personen besteht,
wenn sie nachts alleine reisen.

100% barrierefreie S- und U-Bahnstationen bis 2025
Flachendeckend ausreichend Beleuchtung und digi-
tale Anzeigetafeln an den OPNV- Haltestellen
Verstarkte Prasenz von Sicherheitspersonal in den
Nachtstunden

Ein Alkoholverbot im OPNV

Vom StraBenverkehr abgegrenzte und farblich mar-
kierte Fahrradwege miissen konsequent und be-
zirksiibergreifend umgesetzt werden
Flachendeckend sichere, gut beleuchtete und wet-
tergeschiitzte Fahrradabstellanlagen

Mehr finanzielle Mittel fiir den Bau von Fahrrad-
parkhdusern mit Alarmknépfen

Die Schaffung von Lastenradparkplatzen (iberall
dort, wo bereits Parkplatze vorhanden sind.

Die Beriicksichtigung von Sonderbaufahrradern (z.B.
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+ Ein Tempolimit von 30km/h fiir den gesamten In-
nenstadtverkehr

- Die Forderung
Angeboten in den AulRenbezirken

- Die weiter Schaffung von neuen Frauenparkplatzen,
Uberall dort, wo es zu wenige gibt und die verstarkte
Kontrolle

von stationdren Carsharing-

Sicherheit im 6ffentlichen Raum

Fiir FLINT* Personen stellt der 6ffentliche Raum aufgrund
von alltaglicher sexualisierter Gewalt einen Hiirdenlauf
da. Ein subjektives Unsicherheitsgefiihl auf dem Heim-
weg oder bei Dunkelheit gehort fiir viele Betroffene zum
Alltag. Leider kommt es immer wieder zu Vorfillen, die
dieses Gefiihl bestdtigen. In einer Stadt sollten sich Perso-
nen egal welchen Geschlechtes zu jeder Tageszeit sicher
fiihlen. Dafiir lassen sich neben entsprechenden Beleuch-
tungskonzepten weitere MaRnahmen treffen.

Die Schaffung von Safe Spaces ist wichtig, da hierdurch
Betroffene im Fall einer akut bedrohlichen Situation im 6f-
fentlichen Raum Ansprechpartner*innen und sichere Or-
te zur Verfligung haben. Dies kann beispielsweise durch
Programme wie ,Luisa ist hier (entwickelt in Minster)
garantiert werden. Gastronomiebetrieben und Geschaf-
ten wird die Moglichkeit zu einer Personalschulung gege-
ben, welche darauf abzielt, Personal auf den Umgang mit
Personen in einer bedrohlichen Lage vorzubereiten. Be-
troffene kdnnen sich beispielsweise mit der Frage ,Ist Lui-
sa hier?“ an Thekenpersonal wenden, welches die betrof-
fene Person dann aus der Situation begleitet und bei Be-
darf Hilfe organisiert. Wir fordern ein solches Programm
zur Schaffung sicherer Orte im 6ffentlichen Raum auch
fiir das Land Berlin zu entwickeln. Dariiber hinaus fordern
wir die Entwicklung und Umsetzung von Schutzkonzep-
ten fiir FLINT* Personen in allen Einrichtungen der 6ffent-
lichen Hand.

Wir bendtigen eine App fiir mehr Sicherheit auf dem
Heimweg. Denn insbesondere der Heimweg bei Dunkel-
heit gehort fiir viele Menschen zu den gravierendsten Un-
sicherheitsfaktoren in ihrem Alltag. Heimweg-Apps kon-
nen eine Moglichkeit darstellen das Unsicherheitsgefiihl
zu verringern und schnelle Hilfe in Notsituationen zu ga-
rantieren. Dort kdnnen Personen angeben, wenn sie sich
auf dem Heimweg befinden und im Notfall einen Not-
ruf auslosen, der dann an Privatkontakte oder Sicherheits-
behérden inklusive des Aufenthaltsortes verschickt wird.
Wir fordern die Forderung der Entwicklung einer solchen
Heimweg-App durch das Land Berlin. Aligemein sollte sich
die Smart-City-Strategie der Stadt Berlin mit dem Ein-
satz digitaler Technologien zur Forderung der Sicherheit
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Handfahrrader) in der weiteren Planung.

« Ein Tempolimit von 30km/h fiir den gesamten In-
nenstadtverkehr

- Die Forderung stationdren
Angeboten in den AulRenbezirken

« Die weiter Schaffung von neuen Frauenparkplatzen,
uberall dort, wo es zu wenige gibt und die verstarkte
Kontrolle

von Carsharing-

Sicherheit im 6ffentlichen Raum

Fiir FLINT* Personen stellt der 6ffentliche Raum aufgrund
von alltaglicher sexualisierter Gewalt einen Hirdenlauf
da. Ein subjektives Unsicherheitsgefiihl auf dem Heim-
weg oder bei Dunkelheit gehort fiir viele Betroffene zum
Alltag. Leider kommt es immer wieder zu Vorfillen, die
dieses Gefiihl bestatigen. In einer Stadt sollten sich Perso-
nen egal welchen Geschlechtes zu jeder Tageszeit sicher
fiihlen. Dafiir lassen sich neben entsprechenden Beleuch-
tungskonzepten weitere MalRnahmen treffen.

Die Schaffung von Safe Spaces ist wichtig, da hierdurch
Betroffene im Fall einer akut bedrohlichen Situation im 6f-
fentlichen Raum Ansprechpartner®innen und sichere Or-
te zur Verfligung haben. Dies kann beispielsweise durch
Programme wie ,Luisa ist hier (entwickelt in Miinster)
garantiert werden. Gastronomiebetrieben und Geschaf-
ten wird die Méglichkeit zu einer Personalschulung gege-
ben, welche darauf abzielt, Personal auf den Umgang mit
Personen in einer bedrohlichen Lage vorzubereiten. Be-
troffene kénnen sich beispielsweise mit der Frage ,Ist Lui-
sa hier?“ an Thekenpersonal wenden, welches die betrof-
fene Person dann aus der Situation begleitet und bei Be-
darf Hilfe organisiert. Wir fordern ein solches Programm
zur Schaffung sicherer Orte im 6ffentlichen Raum auch
fiir das Land Berlin zu entwickeln. Dariiber hinaus fordern
wir die Entwicklung und Umsetzung von Schutzkonzep-
ten fiir FLINT* Personen in allen Einrichtungen der &ffent-
lichen Hand.

Wir bendtigen eine App fiir mehr Sicherheit auf dem
Heimweg. Denn insbesondere der Heimweg bei Dunkel-
heit gehort fiir viele Menschen zu den gravierendsten Un-
sicherheitsfaktoren in ihrem Alltag. Heimweg-Apps kon-
nen eine Moglichkeit darstellen das Unsicherheitsgefiihl
zu verringern und schnelle Hilfe in Notsituationen zu ga-
rantieren. Dort kdnnen Personen angeben, wenn sie sich
auf dem Heimweg befinden und im Notfall einen Not-
ruf auslosen, der dann an Privatkontakte oder Sicherheits-
behérden inklusive des Aufenthaltsortes verschickt wird.
Wir fordern die Forderung der Entwicklung einer solchen
Heimweg-App durch das Land Berlin. Aligemein sollte sich
die Smart-City-Strategie der Stadt Berlin mit dem Ein-
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von FLINT* Personen im offentlichen Raum befassen. Da-
bei muss absolut sichergestellt sein, dass der Zugriff auf
diese Bewegungsdaten durch Dritte nicht moglich ist.

Wir fordern:
« Die Etablierung eines Programms zur Schaffung von

Safe Spaces im o6ffentlichen Raum, in der Gastrono-
mie sowie im Einzelhandel

« Die Entwicklung von Schutzkonzepten fiir FLINT*
Personen in allen Einrichtungen der &ffentlichen
Hand

- Die Entwicklung einer Heimweg-App durch das
Land Berlin

- Die Einbindung der Sicherheitsbedirfnisse von
FLINT* Personen in die Smart-City- Strategie der
Stadt Berlin

Barrierefreiheit

Nur eine barrierefreie Stadt ist auch eine Stadt fiir al-
le. Barrierefreiheit ist nicht nur flir Menschen mit Behin-
derungen wichtig, sondern auch fiir dltere und hochalt-
rige Menschen, Menschen mit Kindern oder Menschen,
die altere oder pflegebediirftige Personen versorgen. In-
tersektionale feministische Stadtplanung muss dafiir sor-
gen, dass mehrfach diskriminierten Menschen ein gleich-
berechtigter Zugang ermdglicht wird.

Die Stadt Berlin hat mehrere Handbiicher und Richtlini-
en fir eine barrierefreie bzw. barrierearme Bauweise er-
stellt, die sehr detailliert auf die Bedirfnisse von behin-
derten oder bewegungseingeschrankten Menschen ein-
gehen. Doch die Realitdt vor unserer Haustiir sieht oft
anders aus. Bei der Planung von neuen Quartieren, Kie-
zen und Neubauvorhaben kénnen aktuelle Barrierefrei-
heitsrichtlinien gut eingehalten werden. Der barrierefreie
Umbau von existierenden o6ffentlichen Raumen, Gebau-
den oder der Transportinfrastruktur ldsst zu wiinschen
tibrig. Auch wenn die Betreiber*innen des Offentlichen
Personennahverkehrs bemiiht sind, ihre Transportmittel
barrierefrei zu machen, so ist der Abstand zwischen Bahn
und Bahnsteigkante immer noch ein Hindernis, das Roll-
stuhlfahrer*innen oft nicht ohne Hilfe iberwinden kon-
nen. Offentliche Gebdude und Platze miissen gut ausge-
schildert sein und sind oft nur an die Bediirfnisse von nor-
mal Gehenden angepasst. Auch Stadtplane und Fahrin-
formationen sind fiir Menschen mit einer niedrigeren Au-
genhohe oft nicht nutzbar. Vor allem in dlteren Stadttei-
len besteht oft ein Konflikt zwischen Barrierefreiem Um-
bau und Denkmalschutz. Es muss jedoch gewahrleistet
sein, dass mindestens die Hotspots barrierefrei erreich-
bar und miteinander vernetzt sind. Menschen mit kor-
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satz digitaler Technologien zur Forderung der Sicherheit
von FLINT* Personen im 6ffentlichen Raum befassen. Da-
bei muss absolut sichergestellt sein, dass der Zugriff auf
diese Bewegungsdaten durch Dritte nicht méglich ist.

Wir fordern:
« Die Etablierung eines Programms zur Schaffung von
Safe Spaces im 6ffentlichen Raum, in der Gastrono-
mie sowie im Einzelhandel

Die Entwicklung von Schutzkonzepten fiir FLINT*

Personen in allen Einrichtungen der offentlichen

Hand

+ Die Entwicklung einer Heimweg-App durch das
Land Berlin

 Die Einbindung der Sicherheitsbediirfnisse von

FLINT* Personen in die Smart-City- Strategie der

Stadt Berlin

Barrierefreiheit

Nur eine barrierefreie Stadt ist auch eine Stadt fir al-
le. Barrierefreiheit ist nicht nur fiir Menschen mit Behin-
derungen wichtig, sondern auch fiir dltere und hochalt-
rige Menschen, Menschen mit Kindern oder Menschen,
die dltere oder pflegebediirftige Personen versorgen. In-
tersektionale feministische Stadtplanung muss dafiir sor-
gen, dass mehrfach diskriminierten Menschen ein gleich-
berechtigter Zugang erméglicht wird.

Die Stadt Berlin hat mehrere Handbiicher und Richtlini-
en fiir eine barrierefreie bzw. barrierearme Bauweise er-
stellt, die sehr detailliert auf die Bediirfnisse von behin-
derten oder bewegungseingeschrankten Menschen ein-
gehen. Doch die Realitat vor unserer Haustiir sieht oft
anders aus. Bei der Planung von neuen Quartieren, Kie-
zen und Neubauvorhaben kénnen aktuelle Barrierefrei-
heitsrichtlinien gut eingehalten werden. Der barrierefreie
Umbau von existierenden offentlichen Raumen, Gebau-
den oder der Transportinfrastruktur ldsst zu wiinschen
librig. Auch wenn die Betreiber*innen des Offentlichen
Personennahverkehrs bemiiht sind, ihre Transportmittel
barrierefrei zu machen, so ist der Abstand zwischen Bahn
und Bahnsteigkante immer noch ein Hindernis, das Roll-
stuhlfahrer*innen oft nicht ohne Hilfe liberwinden kon-
nen. Offentliche Gebdude und Plitze missen gut ausge-
schildert sein und sind oft nur an die Bediirfnisse von nor-
mal Gehenden angepasst. Auch Stadtplane und Fahr-
informationen sind fiir Menschen mit einer niedrigeren
Augenhohe oft nicht nutzbar. Im Denkmalschutz spie-
len Sicherheitsaspekte bislang viel zu selten eine Rolle.
Vor allem in dlteren Stadtteilen besteht oft ein Konflikt
zwischen Barrierefreiem Umbau und Denkmalschutz. Es
muss jedoch gewahrleistet sein, dass mindestens die Hot-
spots barrierefrei erreichbar und miteinander vernetzt
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perlichen, seelischen, geistigen oder Sinnesbeeintrachti-
gungen miissen Altstadte so zuganglich gemacht werden,
dass eine Aufenthaltsqualitdt auch ohne Hilfe moglich ist.
In Einkaufszonen haufen sich Werbeschilder und Fahrra-
der auf den Gehwegen und schrinken den Bewegungs-
raum zusatzlich ein.

Sehbehinderte und Blinde Menschen sehen nicht das
Gleiche, werden aber in einen Topf geworfen. Sie stel-
len unterschiedliche Anforderungen an den 6ffentlichen
Raum. Vor allem sehbehinderte und blinde FLINT* Perso-
nen mit und ohne Kinder werden damit in eine Situation
gebracht, in der sie sich zwingend Hilfe holen miissen und
ggf. von sehenden Menschen diskriminiert werden. Da-
mit sich Menschen mit Sehbehinderungen gefahrlos und
ohne Hilfe im 6ffentlichen Raum bewegen kdnnen, muss
Sichtbares besonders gut sichtbar sein.

FirBlinde muss Sichtbares hor- und/oder tastbar sein. Das
lasst sich beispielsweise durch tastbare Orientierungsele-
mente umsetzen, aber auch hérbare Ampelsignale, tast-
bare Beschriftungen und gut hérbare Durchsagen.

Es ist kein Geheimnis, dass die Bevolkerung immer alter
wird. 2019 waren laut Angaben des Statistischen Bundes-
amts 72,9 % der liber 90-Jahrigen in Deutschland Frau-
en*. Hochaltrigkeit ist also vor allem weiblich*. Altere und
Hochaltrige Menschen haben besondere Bediirfnisse be-
ziiglich Barrierefreiheit. Insbesondere altere und hoch-
altrige Menschen mit Uterus und mit urologischen Ein-
schrankungen bendtigen eine gut ausgebaute, gepfleg-
te, kostenlose und gut erreichbare Toiletteninfrastruk-
tur. Die Weltgesundheitsorganisation WHO hat mit ih-
rer Checkliste zu ,,age friendly cities” einen Leitfaden be-
reitgestellt, mit denen &ffentliche Raume altersfreund-
lich umgestaltet werden kdnnen. Ein altersfreundlicher
Umbau von Kommunen bedeutet eine langere Selbst-
standigkeit und Autonomie fiir dltere und hochaltrige
Menschen, mit denen auch ein verringerter Bedarf an pro-
fessioneller Unterstiitzung verbunden sein kann.

Wir fordern:

- Hinweisschilder und Notausgangkennzeichnungen
miuissen auf Augenhohe fiir alle Menschen in dieser
Stadt gebracht werden
Barrierefreier Umbau von denkmalgeschiitzten 6f-
fentlichen Rdumen
» Beim Neubau von Quartieren muss auf ausrei-

chend breite Gehwege geachtet werden, wahrend
auf bestehenden Wegen ein Verbot fiir das Auf-
stellen von Werbeschildern gelten muss. Fir Fahr-
rader sind gesonderte Abstellflichen bereitzustel-
len, beispielsweise durch die Umwidmung einzelner
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sind. Menschen mit korperlichen, seelischen, geistigen
oder Sinnesbeeintrachtigungen miissen Altstadte so zu-
ganglich gemacht werden, dass eine Aufenthaltsqualitat
auch ohne Hilfe moglich ist. In Einkaufszonen haufen
sich Werbeschilder und Fahrrader auf den Gehwegen und
schranken den Bewegungsraum zusatzlich ein.

Sehbehinderte und Blinde Menschen sehen nicht das
Gleiche, werden aber in einen Topf geworfen. Sie stel-
len unterschiedliche Anforderungen an den &ffentlichen
Raum. Vor allem sehbehinderte und blinde FLINT* Perso-
nen mit und ohne Kinder werden damit in eine Situation
gebracht, in der sie sich zwingend Hilfe holen miissen und
ggf. von sehenden Menschen diskriminiert werden. Da-
mit sich Menschen mit Sehbehinderungen gefahrlos und
ohne Hilfe im 6ffentlichen Raum bewegen kdnnen, muss
Sichtbares besonders gut sichtbar sein.

FirBlinde muss Sichtbares hor- und/oder tastbar sein. Das
lasst sich beispielsweise durch tastbare Orientierungsele-
mente umsetzen, aber auch hérbare Ampelsignale, tast-
bare Beschriftungen und gut hérbare Durchsagen.

Es ist kein Geheimnis, dass die Bevolkerung immer dlter
wird. 2019 waren laut Angaben des Statistischen Bundes-
amts 72,9 % der liber 90-Jahrigen in Deutschland Frau-
en*. Hochaltrigkeit ist also vor allem weiblich*. Altere und
Hochaltrige Menschen haben besondere Bediirfnisse be-
ziiglich Barrierefreiheit. Insbesondere altere und hoch-
altrige Menschen mit Uterus und mit urologischen Ein-
schrankungen bendtigen eine gut ausgebaute, gepfleg-
te, kostenlose und gut erreichbare Toiletteninfrastruk-
tur. Die Weltgesundheitsorganisation WHO hat mit ih-
rer Checkliste zu ,,age friendly cities” einen Leitfaden be-
reitgestellt, mit denen &ffentliche Raume altersfreund-
lich umgestaltet werden kénnen. Ein altersfreundlicher
Umbau von Kommunen bedeutet eine langere Selbst-
standigkeit und Autonomie fiir dltere und hochaltrige
Menschen, mit denen auch ein verringerter Bedarf an pro-
fessioneller Unterstiitzung verbunden sein kann.

Wir fordern:

« Hinweisschilder und Notausgangkennzeichnungen
mussen auf Augenhohe fiir alle Menschen in dieser
Stadt gebracht werden
Barrierefreier Umbau von denkmalgeschiitzten 6f-
fentlichen Raumen
« Das Berliner Denkmalschutzgesetz so zu tiberarbei-

ten, dass genderspezifische Belange in der Entschei-
dung Beriicksichtigung finden miissen.

« Beim Neubau von Quartieren muss auf ausrei-
chend breite Gehwege geachtet werden, wahrend
auf bestehenden Wegen ein Verbot fiir das Auf-
stellen von Werbeschildern gelten muss. Fiir Fahr-
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Parkpladtze Im 6ffentlichen Raum miissen genligend
Kontraste geschaffen, Informationen gut lesbar ge-
macht und fiir gute Beleuchtungsverhaltnisse ge-
sorgt werden

Hindernisse, z.B. Dekoelemente auf dem Boden oder
Blumentopfe, missen gutsichtbar, horbar oder
fiihlbar gekennzeichnet werden

Die Sicherstellung von gut tastbaren und hérbaren
Orientierungselementen im StraBenverkehr

Einen Umbau Berlins zur altersfreundlichen Kom-
mune nach WHO Standard durch das Land Berlin.
Die Bezirke kdnnen das Land bei der Identifizierung
von Orten mit besonderer Dringlichkeit unterstiit-
zen

Die Berlicksichtigung der Bedirfnisse alterer und
hochaltriger Menschen bei der Stadtentwicklung,
z.B. FuBgangeriiberwege fir langsam Gehende,
spezielle Angebote, gepflegte Toiletteninfrastruktu-
ren und Sitzmoglichkeiten in Parks und Einkauf-
Hotspots
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rader sind gesonderte Abstellflichen bereitzustel-
len, beispielsweise durch die Umwidmung einzelner
Parkpladtze Im 6ffentlichen Raum miissen geniligend
Kontraste geschaffen, Informationen gut lesbar ge-
macht und fiir gute Beleuchtungsverhaltnisse ge-
sorgt werden

Hindernisse, z.B. Dekoelemente auf dem Boden oder
Blumentopfe, missen gutsichtbar, horbar oder
flihlbar gekennzeichnet werden

Die Sicherstellung von gut tastbaren und hérbaren
Orientierungselementen im StraBenverkehr

Einen Umbau Berlins zur altersfreundlichen Kom-
mune nach WHO Standard durch das Land Berlin.
Die Bezirke kdnnen das Land bei der Identifizierung
von Orten mit besonderer Dringlichkeit unterstiit-
zen

Die Beriicksichtigung der Bediirfnisse alterer und
hochaltriger Menschen bei der Stadtentwicklung,
z.B. FulRgangeriiberwege fiir langsam Gehende,
spezielle Angebote, gepflegte Toiletteninfrastruktu-
ren und Sitzmoglichkeiten in Parks und Einkauf-
Hotspots



	Antrag 14/I/2021 Feministische Stadtplanung: Eine Stadt für Alle!

